
V. Verwirklichung von Maßnahmen der strafrechtl. Verantwortlichkeit 1.1
testens 12 Wodien vor der Entlassung eine 
Einschätzung der Entwicklung des Verur­
teilten während des Strafvollzuges zu über­
senden.
(2) Für die Verwirklichung der von dem 
Gericht gemäß § 47 Abs. 2 Ziffern 1 bis 3 
StGB festgelegten Maßnahmen ist der Rat 
des Kreises, Abteilung Innere Angelegen­
heiten, sowie der Rat der Stadt, des Stadt­
bezirkes oder der Gemeinde zuständig, in 
deren Bereich der Verurteilte nach der Ent­
lassung aus dem Strafvollzug seinen Wohn­
sitz nimmt (§ 4 Abs. 1 WEG). Wurde dem 
Verurteilten Strafaussetzung auf Bewäh­
rung gewährt, ist das Gericht für die Ver­
wirklichung dieser Maßnahmen zuständig. 
Mit dem Verwirklichungsersuchen ist dem 
Rat des Kreises, Abteilung Innere Angele­
genheiten, eine Ausfertigung der gemäß 
§ 47 Abs. 2 Ziffern 1 bis 3 StGB getroffenen 
Entscheidung zu übersenden.
(3) Das Gericht hat in Vorbereitung der 
Entscheidung gemäß § 47 Abs. 2 StGB mit 
den für die Wiedereingliederung des Straf­
entlassenen zuständigen Organen (§ 4 Abs. 1 
WEG) zusammenzuarbeiten. Auf Verlangen 
des Gerichts hat der zuständige örtliche Rat 
bereits zu diesem Zeitpunkt für den Straf­
entlassenen einen Arbeitsplatz nachzuwei­
sen.

§41
(1) Für die Verwirklichung der staatlichen 
Kontroll- und Erziehungsaufsicht (§ 249 
Absätze 3 und 5 StGB) ist der Rat des Krei­
ses zuständig, in dessen Bereich sich die 
Hauptwohnung des Verurteilten befindet. 
Die Verwirklichung der staatlichen Kon­
troll- und Erziehungsaufsicht erfolgt ge­
mäß den entsprechenden Rechtsvorschrif­
ten über die Aufgaben der örtlichen Räte 
und Betriebe bei der Erziehung kriminell 
gefährdeter Bürger.

Anmerkung: Gegenwärtig gilt die VO vom
19.12.1974 über die Aufgaben der örtlichen 
Räte und Betriebe bei der Erziehung kri­
minell gefährdeter Bürger i. d. F. der 2. VO 
vom 6. 7.1979 (Reg.-Nr. 9.). Vgl. insbes. § 4 
Abs. 2 dieser VO.

(2) Das Verwirklichungsersuchen ist an den 
Rat des Kreises, Abteilung Innere Angele­
genheiten, zu richten.

§42
Fachärztliche Behandlung
(1) Für die Verwirklichung der Verpflich­
tung, sich einer fachärztlichen Behandlung 
zu unterziehen (§§ 27; 33 Abs. 4 Ziff. 6; 45 
Abs. 3 Ziff. 7 StGB) ist der Rat des Kreises 
zuständig, in dessen Bereich sich die Haupt­
wohnung des Verurteilten befindet.
(2) Das Verwirklichungsersuchen ist an den 
Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits­
und Sozialwesen, zu richten. Wurde im 
Verfahren ein ärztliches Gutachten oder 
Attest beigezogen, ist dieses abschriftlich 
beizufügen.
(3) Der Rat des Kreises, Abteilung Gesund- 
heits- und Sozialwesen, hat dem Verurteil­
ten innerhalb von 3 Wochen nach Zustel­
lung des Verwirklichungsersuchens nachzu­
weisen, wo er sich der fachärztlichen Be­
handlung unterziehen kann.

§43
Aufenthalts-, Umgangs-,
Besitz- und Verwendungsverbote
Für die Verwirklichung von Aufenthalts-, 
Umgangs-, Besitz- und Verwendungsver­
boten (§§ 33 Abs. 4 Ziffern 3 und 4; 45 
Abs. 3 Ziffern 4 und 5; 47 Abs. 2 Ziffern 4 
und 5 StGB) ist das Volkspolizeikreisamt 
zuständig, in dessen Bereich sich die Haupt­
wohnung des Verurteilten befindet.

Tätigkeitsverbot
§44
(1) Für die Verwirklichung des Tätigkeits­
verbotes (§ 53 StGB) ist der Rat des Kreises 
zuständig, in dessen Bereich der Verur­
teilte die untersagte Tätigkeit ausgeübt hat. 
Das Verwirklichungsersuchen ist an das zu­
ständige Fachorgan des Rates des Kreises 
zu richten.
(2) Das zuständige Fachorgan des Rates des 
Kreises hat die Erlaubnis (§ 55 StGB) für 
die untersagte Tätigkeit einzuziehen und 
zu veranlassen, daß dem Verurteilten eine 
andere Tätigkeit nachgewiesen wird.
(3) Wurde das Tätigkeitsverbot zusätzlich 
zu einer Freiheitsstrafe ausgesprochen, hat 
das zuständige Fachorgan des Rates des 
Kreises im Zusammenwirken mit der für 
die Wiedereingliederung zuständigen Ab­
teilung Innere Angelegenheiten das Tätig­
keitsverbot nach der Entlassung aus dem 
Strafvollzug unter Verwertung der nach 
§ 56 StVG übermittelten Informationen zu 
verwirklichen.

157


